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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels eines Postulats forderte Valérie Piller Carrard (sp, FR) den Bundesrat im Herbst
2020 zur Ausarbeitung eines Berichts über gynäkologische Gewalt in der Schweiz auf.
Unter gynäkologischer Gewalt sind sowohl psychische Gewalt als auch physische
Praktiken bei Arztbesuchen oder der Geburt zu verstehen. Für den verlangten Bericht
soll man sich an Frankreich orientieren, wo bereits ein entsprechender Bericht
vorliege. Thematisiert werden sollen unter anderem die Verbreitung gynäkologischer
Gewalt, die dabei angewandten Praktiken und die Möglichkeit der betroffenen Frauen,
sich zu wehren. Ebenfalls im Bericht enthalten sein solle eine Liste mit Empfehlungen,
um das Phänomen zu stoppen. Das Postulat wurde in der Herbstsession 2022 vom
Nationalrat behandelt. Piller Carrard unterstrich die Wichtigkeit ihres Vorstosses damit,
dass zwischen 2018 und 2019 mehr als ein Viertel aller Frauen in der Schweiz während
der Geburt informellen Zwang erfahren hätten. Gesundheitsminister Berset empfahl im
Namen des Gesamtbundesrates indes die Ablehnung des Postulats, zumal die
Durchführung der geforderten Studie nicht in den Kompetenzbereich des Bundes,
sondern in denjenigen der Kantone und der Ärztegesellschaften falle. Der Nationalrat
lehnte den Vorstoss mit 103 zu 85 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab. Die Fraktionen der SP,
GLP und der Grünen stimmten dem Postulat zu, die bürgerlichen Fraktionen stimmten
grösstenteils für Ablehnung. 1

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR, 2022, S. 1774 f.
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